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Vorbemerkung 
Der Verband kommunaler Unternehmen (VKU) bedankt sich für die Möglichkeit, zum 
Referentenentwurf einer Verordnung über den Umgang mit Nährstoffen im Betrieb und 
betriebliche Stoffstrombilanzierung (Stoffstrombilanzverordnung – StoffBilV) Stellung zu 
nehmen.  
Die Unternehmen der kommunalen Abfall- und Kreislaufwirtschaft unterstützen das Ziel 
des Bundeslandwirtschaftsministeriums (BMEL), mit dem Verordnungsentwurf die Nähr-
stoffemissionen aus der Landwirtschaft zu erfassen, zu bewerten und zu senken.  

Änderungsvorschläge 
Allerdings werden im Entwurf weder die Verpflichtungen der öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträger zur getrennten Sammlung und Verwertung von Bioabfällen, die einer 
Überlassungspflicht nach § 17 Absatz 1 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes unterliegen, 
noch die spezifischen, für Böden und Gewässer vorteilhaften Eigenschaften insbesonde-
re von Komposten berücksichtigt. 
Komposte und flüssige und feste Gärprodukte aus der Bioabfallvergärung werden auf-
grund dieser gesetzlichen Verpflichtung erzeugt. Das Recycling der Bioabfälle als Dün-
gemittel bzw. Bodenverbesserungsmittel ist ökologisch sinnvoll und hat gesetzlich laut 
Abfallhierarchie Vorrang z. B. vor einer energetischen Verwertung. Auch die Kaskaden-
nutzung mit vorgeschalteter Vergärung ist gesetzlich ausdrücklich erwünscht. Deshalb 
muss auch die Verwertung der organischen Produkte der Bioabfallbehandlung auf Bö-
den weiterhin nicht nur rechtlich zulässig, sondern auch praktisch möglich sein. 
Vor diesem Hintergrund muss der Verordnungsentwurf aus Sicht der kommunalen Ab-
fall- und Kreislaufwirtschaft geändert und bei der Berechnung des Bilanzwertes berück-
sichtigt werden, dass nur ein geringer Teil des Stickstoffgehaltes dieser stabilisierten 
organischen Düngemittel pflanzenverfügbar vorliegt, der größte Teil hingegen in stabiler 
organischer Matrix, welche zum Humusaufbau im Boden und damit zur mittel- und lang-
fristigen Verbesserung der Bodeneigenschaften und -fruchtbarkeit beiträgt. Die Verwer-
tung stabilisierter organischer Abfälle auf Böden nach guter fachlicher Praxis ist ein Mit-
tel zur Senkung der Nährstoffemissionen, aber keine Emissionsquelle. 
Im Falle von Phosphor mit seinen spezifischen Eigenschaften ist der Bezugszeitraum von 
nur drei Jahren für die Bewertung der betrieblichen Stoffstrombilanz als zu kurz zu be-
trachten. Wir empfehlen, entsprechend den Vorgaben der novellierten DüV einen sechs-
jährigen Bezugsrahmen zu wählen. 
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Zu § 7: Bewertung der betrieblichen Stoffstrombilanzen 
Phosphor liegt im Boden auch nach Düngung nur in sehr geringen Anteilen in der Boden-
lösung vor. Die Phosphorverbindungen sind umwandlungsträger als Stickstoffverbindun-
gen, Auswaschungen finden so gut wie gar nicht statt. Phosphor wird und kann deshalb 
umweltverträglich ähnlich wie auch Kalium über längere Zeiträume auf Vorrat gedüngt 
werden. Diese längeren Zeiträume sollten in der StoffBilV wie in der DüV mit einem Be-
zugszeitraum von 6 Jahren berücksichtigt werden. 
Änderungsvorschlag zu § 7 Abs. 2: 
(2) Der Betriebsinhaber hat sicherzustellen, dass für Stickstoff im Durchschnitt der letzten 
drei nach § 3 Absatz 2 Satz 3 festgelegten Bezugsjahre und für Phosphor im Durchschnitt 
der letzten sechs nach § 3 Absatz 2 Satz 3 festgelegten Bezugsjahre die nach § 6 Absatz 1 
in Verbindung mit den Anlagen 3 und 4 ermittelte Differenz zwischen Nährstoffzufuhr 
und Nährstoffabgabe den nach Absatz 1 in Verbindung mit Anlage 5 ermittelten Bilanz-
wert für Stickstoff und Phosphor nicht überschreitet.  

Zu Anlage 5: Ermittlung des für den Betrieb zulässigen Bilanzwertes für Stickstoff und Phosphor, Tabelle 1: Berechnung des zulässigen Bilanzwertes für Stickstoff 
In Anlage 5 Tabelle 1 müssen die Besonderheiten von stabilisierten organischen Dünge-
mitteln (Komposten) analog zur Berechnung des Düngebedarfs nach Düngeverordnung 
mit Einführung einer neuen Nr. 8 berücksichtigt werden. 
Dabei kann der nach DüV über 3 Jahre insgesamt anzurechnende Stickstoffanteil hier 
ungeachtet des Regimes der Kompostzufuhr im Jahr der Aufbringung angerechnet wer-
den, da die Bewertung der Nährstoffzufuhr laut § 7 Abs. 2 sowieso im Durchschnitt über 
3 Jahre erfolgen soll. 
Änderungsvorschlag zu Anlage 5 Tabelle 1: 
  ha bzw. kg N 

je Betrieb 
    Bilanzwert in kg 

N je Betrieb 
8 Zufuhr Kompost  * 87 / 100 

für Grün-
schnitt-
kompost 

 =  

   * 85 / 100 
für sons-
tige Kom-
poste 

 =  

 Summe der Werte nach den Zeilen 1 bis 5 und 7 bis 8 abzüglich Zeile 6  
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